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ECHO-ECK

Burka und Banzcatraz
VON DANIEL BACZYK

Gerade in Wahlzeiten sieht es
die Landesregierung nicht

gern, wenn sich die Hessen lange
über die triste Wirklichkeit ihrer
Schulkinder grämen. Lieber lenkt
sie die Aufmerksamkeit mit
machtvollen Fanfarenstößen auf
Themen, auf die man sonst nicht
ohne weiteres gekommen wäre.

So rettet Wiesbaden das Stöff-
che, auch wenn es schon längst
gerettet ist, und verbietet die Bur-
ka in der Schulbank, die noch nie
dort gesehen wurde. Das ist Glo-
balstrategie: Deutschland wird
von der Bundeswehr am Hindu-
kusch verteidigt, die Taliban wer-
den von Koch im Vogelsberg nie-
dergekämpft.

Hier sind noch weitere Vor-
schläge für prunkvolle Initiativen
des Landeskabinetts:

Sozialministerin Lautenschlä-
ger: „Das Für und Wider von Wit-
wenverbrennungen ist lange ge-
nug abgewogen worden. Es ist an
der Zeit, einen klaren Schluss-
strich unter die Debatte zu ziehen

– im Sinne der Würde der Frau.
Wir denken sehr ernsthaft darü-
ber nach, ein Verbot unmissver-
ständlich in der Landesverfassung
festzuschreiben.“

Finanzminister Weimar: „Ka-
ribische Voodoo-Zeremonien sind
im Finanzamt fehl am Platz. Ich
werde die Dienstvorschrift für die
Beamten in diesem Sinne präzi-
sieren, um das Vertrauen des
Steuerzahlers in die Weisheit der
Bescheide zu erhalten.“

Justizminister Banzer: „Eine
Gefangeneninsel Banzcatraz auf
dem Edersee wird es mit mir nicht
geben.“

Innenminister Bouffier: „Hes-
sen ist ein liberales, weltoffenes
Land. Weltanschauungen sind
Privatsache. Im Polizeidienst al-
lerdings wollen wir die eingetra-
genen El-Kaida-Mitglieder nicht
haben. Ich habe daher entschie-
den, Turban und Sprengstoffgür-
tel nicht in die Dienstkleidungs-
richtlinien aufzunehmen. Nein,
auch nicht in blau.“

ECHO hilft: Zum Abschluss
Walter Renneisen

Benefizmatinee – Sonderveranstaltung am
3. Februar im Staatstheater Darmstadt
Konfusion im Theater: Auf dem
Spielplan steht gar keine Vorstel-
lung, doch das Publikum ist ge-
kommen. Was nun? Requisiteur
Josef Bieder, der mit seinem
Handkarren auf der Bühne steht,
ergreift die Initiative – und wird
für ein paar Stunden zum König
des Theaters. 

Der beliebte Schauspieler und
Vortragskünstler Walter Rennei-
sen stellt sein Können auch in die-
sem Jahr unentgeltlich in den
Dienst der Aktion „ECHO hilft“.
Am 3. Februar kommt er um 11
Uhr mit seiner Bearbeitung des

Stücks „Die Sternstunde des Josef
Bieder“ ins Große Haus des
Staatstheaters Darmstadt, das die
Theaterleitung freundlicherweise
für „Echo hilft“ zur Verfügung ge-
stellt hat. Auf seine unnachahmli-
che Art plaudert, spielt und musi-
ziert Renneisen und entführt das
Publikum hinter die Kulisse der
Theaterwelt.

Die Karten für die Benefiz-Ver-
anstaltung kosten jeweils 22 Euro
– auf allen Plätzen, in allen Rei-
hen. Der Vorverkauf an der Kasse
des Staatstheaters hat bereits be-
gonnen. ho

„Unseriöses Vorgehen“
Gewerkschaft – Roland Desch kritisiert
Unterschriftenaktion zur inneren Sicherheit
Das derzeitige Vorgehen der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) mit
der hessenweit lancierten Unter-
schriftenaktion zum Thema „In-
nere Sicherheit“ überschreitet
nach Meinung des Polizeivizeprä-
sidenten Roland Desch vom Poli-
zeipräsidium Südhessen „jedes
Maß des Erträglichen“. 

So schade die unseriöse Ver-
mittlung von falschen Informatio-
nen durch die Gewerkschaftsver-
treter nicht nur nachhaltig das
Ansehen der Polizei in der Öffent-
lichkeit, sondern stelle die polizei-
lichen Erfolge motivierter Beamte
im Dienstbereich des Polizeipräsi-
diums Südhessen in Frage. net

Kriminalität – Jede fünfte
Frau in Deutschland wird Opfer
von Stalking-Übergriffen, sagt
ein Kriminalpsychologe SEITE 11

ICE-Debatte – Nur im Haupt-
bahnhof können Fernverkehr
und Nahverkehr miteinander
verknüpft werden. SEITE 10

Ausstellung – Heidi Pongratz
zeigt im Offenen Haus ihre Fo-
tografien von einer Wanderung
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Das Stadtparlament entschied gestern über den Haushalt 2008. Hauptthema: Die geplante Offenlegung des Darmbachs in der Innenstadt. In der obersten Reihe das Stadtverordnetenpräsidi-
um mit Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Gehrke (CDU) in der Mitte. Daneben seine Stellvertreter. Links Ludwig Achenbach (CDU), rechts Hans-Werner Erb (SPD). Rechts dahinter die Büroleiterin
des Stadtparlaments, Sandra Werner. Darunter die Magistratsbank mit den sechs Hauptamtlichen. Von links: die Stadträte Dieter Wenzel (SPD) und Jochen Partsch (Grüne), Bürgermeister und
Stadtkämmerer Wolfgang Glenz (SPD), Oberbürgermeister Walter Hoffmann (SPD) sowie die Stadträte Klaus Feuchtinger (Grüne) und Dierk Molter (FDP). Davor die Reihen der SPD-Fraktion, links die
Stadtverordnete Ute Günther. FOTO: ROMAN GRÖSSER

Heftige Diskussionen löste der Plan zur Offenlage des Darmbachs bei den gestrigen Haushaltsberatungen im Stadtparlament aus. Der Bach soll
westlich des Woogs, wo er jetzt in der Rudolf-Mueller-Anlage im Kanal verschwindet, in eine offene Rinne (blau) quer durch die Innenstadt bis zum
Herrngartenteich gelegt werden. So weit erste Bauabschnitt. Danach, im zweiten Bauabschnitt, verschwindet er in einem parallel zum Kanal geführten
eigenen Rohr (grau) und wird hinter der Kläranlage wieder in deren Ablauf geleitet. So das bis heute umstrittene Konzept. ARCHIVFOTO: ROMAN GRÖSSER

Sperrvermerk beim Darmbach
Stadtparlament – Opposition lehnt Offenlegung ab, Koalition verlangt förmliche Anordnung des Regierungspräsidenten

VON DANIEL BACZYK

Die Offenlegung des Darmbachs
erhitzt in Darmstadt weiterhin die
Gemüter. Bei der abschließenden
Lesung des städtischen Haushalts
2008 im Stadtparlament wurde
das Projekt von Rednern der Op-
position am Dienstag immer wie-
der als Beispiel für Geldver-
schwendung und fehlenden Spar-
willen angeprangert. Von seiten
der Rathauskoalition hieß es, die
Offenlegung sei stadtplanerisch
ein Gewinn, die Abtrennung des
Bachs vom Abwasserkanalnetz
zudem rechtlich geboten. 

Gleichwohl war Verunsiche-
rung über die Grundlagen des
Projekts erkennbar. Auf Antrag
der SPD wurde ein Sperrvermerk
beschlossen: Die Geldmittel für
die Offenlegung werden demnach
erst dann freigegeben, wenn der
Regierungspräsident dazu eine
klare Anordnung erteilt hat.

„Es ist ja kein Geheimnis, dass
ich kein glühender Anhänger der
Darmbach-Offenlegung bin“, sag-
te Oberbürgermeister Walter Hoff-
mann (SPD) vor den Stadtverord-
neten. Zur Rechtsgrundlage gebe
es bislang widersprüchliche An-
gaben. „Wir wollen da vom RP
endlich rechtliche Klarheit haben.
Klarheit, die es bis jetzt nicht ge-
geben hat.“ 

Kostenrechnungen
bis 13 Millionen

Die kostspielige Offenlegung war
bislang mit dem Hinweis begrün-
det worden, es gebe aus wasser-
rechtlichen Gründen eine Anwei-
sung des RP, den Bach vom städti-
schen Kanalnetz abzutrennen, in
das er seit Jahrhunderten geleitet
wird. Nachfragen dieser Zeitung
haben jedoch ergeben, dass bis
heute keine derartige formelle An-
ordnung existiert.

Die Kosten für die Offenle-
gung bis zum Herrngartenteich
wurden gestern je nach Lesart mit
acht bis 13 Millionen Euro ange-
geben. Damit wäre eine Abtren-
nungs-Auflage jedoch noch nicht
erfüllt, da der Bach danach bis auf
weiteres doch in die Kläranlage
geleitet wird.

Besonders Rednerinnen der
Grünen machten sich im Parla-

ment für die Offenlegung stark.
Von einem „Schlüsselprojekt der
Agenda-Gruppe“ sprach Doris
Fröhlich, die sich im Planungsbei-
rat Darmbach seit 2003 damit be-
fasst. „In dieses Projekt ist so viel
Müll reingeschüttet worden wie
in den Darmbach selbst“, sagte
sie über die nach ihrer Ansicht
kursierenden Fehlinformationen.
Die rechtliche Lage sei klar, die
Offenlegung zudem ein Gewinn
für die Stadt, die bislang 2,7 Mil-
lionen Euro jährlich aufbringen
müsse, um das saubere Darm-
bach-Wasser in der Kläranlage
wieder zu reinigen.

„Wasserspielchen als
Cybernarium-Ersatz“

Das höre sich gut an, entgegnete
Helmut Klett von der Wählergrup-
pe Uwiga. Die Ersparnis für den
Haushalt zahle aber am Ende der
Gebührenzahler, weil die Kosten
für den Betrieb der Kläranlage un-

verändert blieben und gedeckt
werden müssten.

Das „Betongerinne“ vor dem
neuen Kongresszentrum habe
„keinerlei ökologische Qualität“
und sei im Grunde gar kein Bach,
sagte Michael Siebert von der
WASG. Eher müsse man von ei-
nem Niederschlagswasserableiter
sprechen.

Von „Spinnereien“ und „Was-
ser-Lustspielereien“, die ange-
sichts der Haushaltslage nicht zu
rechtfertigen seien, sprach der
Uffbasse-Redner Julius Geibel.
Ein künstlicher Bach vor dem
Darmstadtium beschere „täglich
einen Moment der Lächerlich-
keit“, ergänzte sein Fraktionskol-
lege Jürgen Barth.

Von „Wasserspielchen als Cy-
bernarium-Ersatz“ mit umge-
pumptem Wasser sprach der
CDU-Stadtverordnete Ludwig
Achenbach. Die Trennung des
Darmbachs vom Abwasser sei das
eine, die Offenlegung etwas ande-

res, erklärte CDU-Haushalts-
experte André Schellenberg: „Das
sind zwei Paar Schuhe.“ Die CDU
beantragte, die Haushaltsmittel
für die Offenlegung zu streichen. 

Planungsdezernent Dieter
Wenzel (SPD) erklärte, die Offen-
legung sei nach derzeitigem
Kenntnisstand billiger als eine
Verlegung des abgetrennten
Bachs in unterirdische Rohre.

Ein Brief
wirft Fragen auf

Über die ästhetische Wirkung des
offenen Bachlaufs in der Innen-
stadt könne man in der Tat strei-
ten, sagte seine Parteifreundin Sa-
bine Seidler. Aber die Koalition
habe so entschieden und stehe
dazu. Allerdings sei deutlich ge-
worden, dass die Rechtslage nicht
eindeutig sei. Hier müsse Klarheit
geschaffen werden. Ein Schreiben
aus dem Regierungspräsidium
vom 14. Dezember habe neue Fra-

gen aufgeworfen. Dieser Brief an
den Oberbürgermeister – nicht
vom RP, sondern von einem Mit-
arbeiter unterschrieben – wurde
im Parlament herumgereicht.

In dem Schreiben wird festge-
stellt, dass offenbar „eine Verun-
sicherung über die Rechtslage
und die wasserrechtlichen Pflich-
ten der Stadt Darmstadt“ entstan-
den sei. „Deswegen ziehen wir in
Betracht, die erforderlichen Maß-
nahmen anzuordnen. Der Tenor
einer solchen Anordnung könnte
wie folgt lauten: Der Darmbach
darf nicht mehr in das Abwasser-
system der Stadt Darmstadt einge-
speist werden.“ Der Bach sei ge-
trennt vom Kanalnetz bis hinter
die Kläranlage zu führen. Für die
Umsetzung werde eine Frist bis
Ende 2010 gesetzt.

Abschließend heißt es in dem
Schreiben: „Sollten Sie einver-
standen sein und trotzdem eine
Anordnung für hilfreich erachten,
teilen Sie uns auch dies bitte mit.“

Ab 2011 soll die Stadt
ohne Defizit auskommen

Stadtparlament – Haushalt 2008
verabschiedet – Pohl-Haus kann saniert werden
Einen dauerhaft ausgeglichenen
Haushalt ab dem Jahr 2011: Die-
ses Ziel gab Oberbürgermeister
Walter Hoffmann (SPD) gestern
für die städtische Finanzpolitik
vor. Die Nachricht von Stadtkäm-
merer Wolfgang Glenz, der Haus-
halt 2007 sei im Ergebnis ausgegli-
chen, nannte Hoffmann im Stadt-
parlament ein „vorgezogenes
Weihnachtsgeschenk“; dennoch
dürfe man mit den Spar-Anstren-
gungen nicht nachlassen.

Die Stadtverordneten billigten
am Dienstagabend mit den Stim-
men von SPD, FDP und Grünen
den Haushalt für 2008. Er sieht
Ausgaben in Höhe von 434,7 Mil-
lionen Euro vor. Das Defizit werde
nach bisheriger kameralistischer
Buchführung etwa 19 Millionen
betragen, sagte Glenz. Dabei sei-
en die Einnahmen „defensiv ge-
schätzt“; wenn sie sich ähnlich
gut entwickelten wie 2007, sei er-
neut ein ausgeglichener Haushalt
möglich.

Hoffmann verteidigte Groß-
projekte wie das Darmstadtium:
Das Kongresszentrum bringe jähr-

lich mindestens 150 000 zusätzli-
che Besucher in die Stadt. „Wir
müssen allerdings hart daran ar-
beiten, den städtischen Betriebs-
kostenzuschuss massiv zu ver-
mindern.“ Für 2008 wurden 3,1
Millionen eingeplant.

CDU-Haushaltsexperte André
Schellenberg kritisierte, dass
Glenz’ Neun-Millionen-Einspar-
vorgabe deutlich verfehlt worden
sei: Nicht einmal die Hälfte habe
die Koalition erreicht. Nach Schel-
lenbergs Informationen „pfeifen
es die Spatzen von den Dächern“,
dass der Stadtkonzern Heag um-
gestaltet werden solle: Die Spar-
ten EAG und Medianet sollten un-
ter das Dach der HSE kommen –
und damit unter Kontrolle des
Konzerns Eon. Dabei habe die
Koalition stets versichert, keine
städtischen Beteiligungen verkau-
fen zu wollen.

Das Stadtparlament beschloss
außerdem einstimmig, die erfor-
derlichen Mittel für eine Brand-
schutz-Sanierung des Bürger-
meister-Pohl-Hauses in Wixhau-
sen bereitzustellen. db


